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Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Ich rufe den Tagesordnungs­

punkt 6 auf:

Antrag der Abgeordneten Roland Magerl, Elena Roon, Franz Schmid u. a. und 

Fraktion (AfD)

Kosten für unbegleitete minderjährige Ausländer endlich gegenüber dem Bund 

einfordern und abrechnen! (Drs. 19/9411)

Ich eröffne die Aussprache. Erster Redner ist Herr Abgeordneter Dierkes für die AfD.

(Beifall bei der AfD)

Rene Dierkes (AfD): Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Die 

bayerischen Steuerzahler finanzieren seit Jahren ein System, das sie langsam, aber 

sicher ruiniert. Unbegleitete minderjährige Ausländer – kurz umA – kosten den Frei-

staat und unsere Kommunen jedes Jahr zig Millionen Euro. Und der Bund? – Der 

Bund schaut weg und lässt uns die Zeche zahlen. Und die Söder-Regierung agiert wie 

immer wie ein zahnloser Tiger und lässt das mit uns Bayern machen.

Deshalb stellen wir als AfD-Fraktion heute klar: Es reicht! Der Landtag muss die 

Staatsregierung daher auffordern, endlich alle notwendigen Schritte einzuleiten, damit 

der Bund die bislang nicht ausreichend übernommenen Kosten vollständig erstat-

tet.Wir fordern die konsequente Umsetzung des Beschlusses der Jugend- und Famili-

enministerkonferenz vom Mai 2024. Konkret: Der Bund muss mindestens die Hälfte 

der Kosten übernehmen. Die umA-Pauschale muss wieder eingeführt werden. Es 

braucht endlich eine wissenschaftlich fundierte Altersfeststellung bei minderjährigen 

Ausländern und eine Schärfung der Regelungen des VIII. Sozialgesetzbuches, damit 

die Kinder- und Jugendhilfe nicht länger überfordert wird.

Schauen wir auf die Fakten. Bis 2022 gab es noch eine bundesweite Entlastungspau-

schale für umA in Höhe von 350 Millionen Euro jährlich. Davon entfielen jährlich 

55 Millionen Euro allein auf den Freistaat Bayern. Diese Pauschale wurde gestrichen, 
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obwohl die Anzahl der unbegleiteten minderjährigen Ausländer weiterhin hoch ist und 

sogar steigt. Für die Jahre 2024 und 2025 hat der Freistaat jeweils 75 Millionen Euro 

veranschlagt, für 2026 und 2027 sind es sogar über 100 Millionen Euro plus weitere 

Millionen Euro für junge Volljährige. Und das ist nur die Spitze des Eisberges.

Rund 90 % der Antragsteller haben keine Identitätspapiere, keinen Pass, keinen 

Ausweis, nichts. Das schreit nach Missbrauch. Staatsministerin Ulrike Scharf hat im 

August 2024 selber gesagt: Die Kostenpauschale darf nicht gestrichen werden. Der 

Bund muss dynamisch mittragen. – Richtig so!

Wo bleibt nun aber die Initiative aus Bayern? Die anderen Länder fordern das schon 

seit November 2023. Der Freistaat Bayern schweigt jedoch inzwischen. Das ist keine 

bayerische Politik, das ist Unterwerfung unter eine verfehlte Bundespolitik. Die Ju-

gendhilfe steht vor dem Kollaps. Einrichtungen sind voll, Fachkräfte am Limit. Stan-

dards können kaum noch eingehalten werden.

Gleichzeitig kommen immer mehr junge Männer – denn das sind die allermeisten 

–, die angeblich minderjährig sind, aber so oft "zufällig" wie Erwachsene aussehen. 

Ohne verlässliche Altersfeststellung wird das System weiterhin ausgebeutet. Wir brau-

chen klare Regelungen, die eine differenzierte Betreuung ermöglichen. Kindeswohl ja, 

aber nicht auf Kosten unserer eigenen Kinder und Jugendlichen, deren Plätze in der 

Jugendhilfe verdrängt werden.

Meine Damen und Herren, das ist keine Frage der Humanität. Das ist eine Frage der 

Gerechtigkeit, auch gegenüber den eigenen bayerischen Bürgern. Wir haben eigene 

Obdachlose, eigene Kinder in Armut und eigene Familien, die auf Hilfe angewiesen 

sind.

(Beifall bei der AfD)
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Stattdessen wird unser Geld in ein System gepumpt, das keine Obergrenze kennt und 

in dem der Bund die Verantwortung abwälzt. Das Primat der Kinder- und Jugendhilfe 

darf nicht zur Blankovollmacht für grenzenlose Zuwanderung werden.

Es geht hier nicht nur um Geld, sondern natürlich auch um die innere Sicherheit. Des-

wegen fordern wir ebenfalls eine wissenschaftlich evidente Altersfeststellung. Viele 

dieser sogenannten Minderjährigen sind nämlich erwachsene Männer ohne Papiere 

mit unklarer Vorgeschichte. Immer wieder kommt es zu schweren Straftaten. Denken 

Sie an den Würzburger Axt-Täter von 2016. Ein angeblich minderjähriger Afghane hat 

mit Axt und Messer im Regionalzug zugeschlagen und mehrere Menschen verstüm-

melt im Namen des Islamischen Staates.

(Zuruf von den GRÜNEN)

Oder der Fall in Pfaffenhofen: Fünf angeblich minderjährige Afghanen haben in einer 

Unterkunft für minderjährige Flüchtlinge eine Gruppenvergewaltigung begangen. Ähn-

liche Vorfälle gibt es bundesweit, in Bayern Hunderte davon: Messerattacken, sexuelle 

Übergriffe in Unterkünften, Gewalt gegen Einheimische. Viele der Täter tauchen ab, 

werden vermisst.

Wir brauchen endlich eine verlässliche biologische Altersfeststellung und keine Inau-

genscheinnahme, bei der indoktrinierte Gutmenschen entscheiden, ob ein Erwachse-

ner ein Minderjähriger ist, und das nur, damit diese Personen in den Genuss der 

Jugendhilfe und des Jugendstrafrechts kommen.

Die AfD fordert daher seit Jahren eine echte Altersfeststellung mit medizinischen 

Methoden, und sie fordert, dass der Bund seine Pflicht erfüllt und nicht länger auf 

Bayerns Rücken Politik macht.

Werte Kollegen von den Regierungsfraktionen, handeln Sie endlich! Fordern Sie in 

Berlin laut und deutlich das Geld zurück, das uns zusteht, und medizinische Altersfest-

stellungen! Setzen Sie sich an die Spitze der Länder, statt hinterherzulaufen! Lassen 
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Sie endlich Ihren Reden und Worten auch Taten folgen! Die bayerischen Kommunen 

und Bürger erwarten das. Stimmen Sie daher dem Antrag zu!

(Beifall bei der AfD)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Nächster Redner ist Herr Kollege 

Karl Straub für die CSU-Fraktion.

Karl Straub (CSU): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Zur 

Klarstellung für die Besucherinnen und Besucher: Wir haben diesen Antrag bereits 

im Rechts- und Verfassungsausschuss behandelt. Ich habe jetzt extra im Protokoll 

nachgelesen. Da hat der Herr Dierkes in zwei, drei Sätzen relativ lieblos diesen Antrag 

dargestellt. Als die Gegenrede kam, kam auch nichts mehr weiter. Normal wird so 

etwas in einem Ausschuss ausdiskutiert und dann beschlossen.

Herr Dierkes tut so, als würde Bayern in diesem Punkt nichts unternehmen. Ja, 

die Kosten für Jugendhilfe in dem Bereich sind sehr hoch. Ich bin selber Kreisrat. 

Deswegen ist es berechtigt, die Forderung an den Bund tatsächlich zu stellen. Auf 

Initiative von Bayern hat die Jugend- und Familienministerkonferenz einstimmig – alle 

16 Bundesländer haben dafür gestimmt – beschlossen, die Kosten beim Bund geltend 

zu machen.

Der Bund wird auch tätig. Unsere Sozialministerin Frau Ulrike Scharf hat sich an den 

Bund gewendet. Im Bund läuft ein Gesetzgebungsverfahren. Das heißt: Was die AfD 

hier wieder mit großen Worten fordert, ist am Laufen und wird seitens des Bundes 

erfüllt werden, auch berechtigterweise erfüllt werden.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Ansonsten kann ich trotz der langen Redezeit nicht mehr dazu sagen. Es sind Punkte 

enthalten, die tatsächlich erledigt werden müssen. Die werden erledigt. Das macht die 

Bayerische Staatsregierung. Die Bayerische Staatsregierung und die Regierungsfrak-
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tionen waren hier federführend. Das wird erledigt. Deswegen lehnen wir den Antrag 

genauso wie im Verfassungsausschuss ab.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Herr Kollege Straub. – 

Für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat Frau Kollegin Gülseren Demirel das Wort.

Gülseren Demirel (GRÜNE): Sehr verehrtes Präsidium, Kolleginnen und Kollegen! 

Ich hoffe, diesmal hält meine Stimme. – Kollege Straub hat es schon angesprochen. 

Das ist ein Antrag der AfD, der im Verfassungsausschuss besprochen worden ist. 

Immer wieder ist irritierend, aber das ist ein Muster bei Ihnen, bei der AfD-Fraktion, 

dass Sie in den Ausschüssen zu Ihren eigenen Anträgen zwei Sätze verlieren, aber 

dann den Antrag hier im Plenum hochziehen. Wenn Sie dann hier am Redepult 

stehen, blühen Sie auf einmal so was von auf. Da sage ich: null Interesse an fach-

lichem Austausch – das findet im Ausschuss statt –, sondern vielmehr Show für die 

Öffentlichkeit, dann aber auch noch mit Falschaussagen und Fake Informationen. Das 

kennen wir von Ihnen. Das ist nichts Neues. Trotzdem ist es jedes Mal wichtig, da ein 

bisschen mehr Licht reinzubringen.

Das eine ist: Bei dem Antrag, den Sie zu umA gestellt haben, geht es Ihnen gar nicht 

um die Kosten. Das haben Sie in Ihrer Rede auch sehr deutlich gemacht. Wenn man 

den Antrag genauer liest, wird man auch feststellen, dass es Ihnen eigentlich darum 

geht, dass Sie das ganze System stört, dass unbegleitete minderjährige Flüchtlinge in 

die Jugendhilfe kommen, unabhängig vom Alter.

Eine wissenschaftlich evidente Begutachtung des Alters gibt es ja schon. Es gibt 

das Handwurzelröntgen. Das ist das einzige medizinische Mittel, das wissenschaftlich 

nachgewiesen ist. Andere medizinische Mittel gibt es nicht. Das andere ist ein Clea-

ring-Gespräch. Da vertraue ich vielen Kolleginnen und Kollegen, die nicht blöd oder 

dumm sind und gar nicht Ihren Rat brauchen in der sozialpädagogischen Arbeit und 

mit Experten – Medizinern, Sozialpädagogen, Psychologen – ein Clearing-Gespräch 
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abhalten, um eine Altersfeststellung vorzunehmen.Außerdem greift das Sozialgesetz-

buch VIII, also das Kinder- und Jugendhilfegesetz, das die Unterbringung regelt, bei 

unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen nur bis zur Volljährigkeit. Bei allen anderen 

Kindern und Jugendlichen, also Deutschen und Jugendlichen, die lange hier leben, ist 

das Kinder- und Jugendhilfegesetz auf junge Menschen bis 24 und sogar 27 Jahre 

ausgerichtet. Aber bei unbegleiteten minderjährigen Geflüchteten wird die Unterbrin-

gung nur bis zum 18. Lebensjahr bezahlt.

Es war mir wichtig, das Bild, das Sie hier dargestellt haben, und die Schieflage ein 

bisschen zurechtzurücken. Ansonsten lehnen wir diesen Antrag selbstredend natürlich 

ab; denn es geht Ihnen um ganz andere Dinge als um eine sachliche Debatte.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Frau Demirel, eine Zwischenfrage 

von Herrn Abgeordneten Dierkes, AfD, ist noch rechtzeitig hereingekommen. Bitte 

schön, Frau Demirel, eine Zwischenbemerkung für Sie. Herr Dierkes, Sie haben das 

Wort.

Rene Dierkes (AfD): Frau Kollegin Demirel, es gibt ein Interview, in dem Sie sinnge-

mäß gesagt haben, dass es gar nicht von Vorteil wäre, das Alter von unbegleiteten 

minderjährigen Ausländern sicher festzustellen, weil sie sonst die Privilegien der Ju-

gendhilfe verlören. – Kann es vielmehr sein, dass Sie das Ganze hier aus rein ideolo-

gischen Gründen ablehnen und überhaupt kein Interesse daran haben, dass unsere 

Rechtsstaatlichkeit gewahrt wird?

Gülseren Demirel (GRÜNE): Wenn Sie meine Ideologie mit Humanismus beschrei-

ben wollen, sage ich: Ja, ich bin ideologisch.

Woher Sie das Zitat aus dem Interview haben, ist mir nicht bekannt. Nennen Sie mir 

die Quelle. Sagen Sie mir, wo Sie es gelesen haben; denn sonst finde ich es ganz 
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schön unverschämt, so etwas ohne Nachweis einfach in den Raum zu stellen. Aber 

wir kennen es bei Ihnen ja nicht anders.

(Beifall bei den GRÜNEN sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER und der 

SPD)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Das Wort hat der Kollege Alexander 

Hold für die FREIEN WÄHLER.

Alexander Hold (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr Präsident, Kolleginnen und 

Kollegen! Die Erklärung, wieso umfassend im jeweiligen Fachausschuss behandelte 

Anträge der AfD immer wieder hier hochgezogen werden – Anträge, die der AfD 

im Fachausschuss gerade einmal zwei Sätze wert waren und hier dann für einen 

Rundumschlag und eine Generaldebatte genutzt werden –, ist ganz einfach. Eins, 

zwei, drei, vier: Es sind die Kameras, die Sie letzten Endes interessieren, und sonst 

gar nichts. Wenn Sie ganz ehrlich sind, geben Sie aber in den Kameras auch nicht so 

ein tolles Bild ab.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN, der CSU, den GRÜNEN und der SPD)

Wenn allerdings nicht nur die Diskussion überflüssig ist, weil wir sie schon einmal 

geführt und alle Fragen beantwortet haben, sondern wenn auch noch der Antrag 

überflüssig ist, geht es mir wie dem Kollegen Straub. Dann sind die sechs Minuten 

Redezeit, die ich habe, einfach zu viel.

Viel gibt es dazu nicht zu sagen. Der Antrag ist schlicht und einfach überflüssig, weil 

sich die Bayerische Staatsregierung schon ganz intensiv und mit Nachdruck sowohl 

für die Anpassung der bundesgesetzlichen Rahmenbedingungen als auch für die Er-

höhung der finanziellen Beteiligung des Bundes einsetzt.

Es ist tatsächlich so: Der Bund müsste da mehr übernehmen, und die Kosten sind 

hoch. Das ist schon richtig. Aber wir tun da alles. Auf Initiative Bayerns, auf unsere 

Initiative ist bei der Jugend- und Familienministerkonferenz im Mai 2024 einstimmig 
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ein Beschluss zur Überprüfung der Anpassung des bundeseinheitlichen Rahmens 

für unbegleitete minderjährige Ausländerinnen und Ausländer gefasst worden. Tenor 

des Ganzen ist die Forderung nach finanzieller Mitverantwortung des Bundes und 

Überprüfung eben auch des Rahmens.

Wir haben dazu auch konkrete Vorschläge gemacht. Wir brauchen tatsächlich ein dif-

ferenziertes Instrumentarium, zum Beispiel lediglich ambulante Maßnahmen für junge 

Volljährige. Auch bei der Unterbringung und der Versorgung ist durchaus etwas anzu-

passen. Tatsächlich ist nach intensiver Beratung mit den anderen Ländern ein Großteil 

der bayerischen Forderungen in der Praxis letzten Endes aufgenommen worden.

Die bayerische Sozialministerin hat sich noch einmal mit einem gesonderten Schrei-

ben im Juli 2025 an die Bundesministerin gewandt, und die Bundesministerin Frau 

Prien hat im September 2025 zugesichert, dass all diese Forderungen der Länder 

soweit irgendwie möglich im Gesetzgebungsverfahren umgesetzt werden. Punktum, 

aus. Was wollen wir da letzten Endes noch mehr? – Wir brauchen nicht die AfD, um 

vernünftige Politik zu machen. Im Gegenteil, ohne sie geht es besser.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU – Zuruf der Abgeordneten 

Elena Roon (AfD))

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Eine Zwischenbemerkung, 

Herr Hold. Herr Kollege, eine Zwischenbemerkung, wieder von Herrn Abgeordneten 

Dierkes, AfD. Bitte kommen Sie noch einmal nach vorne. Herr Dierkes, Sie haben das 

Wort.

Rene Dierkes (AfD): Sehr geehrter Herr Kollege Hold, Sie unterstellen, dass Anträge 

hochgezogen werden, um Öffentlichkeitswirksamkeit auszunutzen.

(Toni Schuberl (GRÜNE): Ja natürlich!)

Ich meine, gerade das ist ja der Sinn von Plenardebatten. Ich gebe diesen Vorwurf 

gerne zurück. Wie stehen Sie denn dazu, dass die Regierungsfraktionen immer wieder 
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sogar unstreitige Anträge und Gesetzentwürfe hochziehen, obwohl offensichtlich ist, 

dass sie ohnehin die Mehrheit haben?

(Beifall bei der AfD)

Alexander Hold (FREIE WÄHLER): Ich war eigentlich der Meinung, dass wir jetzt 

über Ihren Antrag beraten. Aber selbst zu Ihrem Antrag fällt Ihnen nichts Besseres ein, 

als über andere Anträge zu reden. Letzten Endes macht es keinen Sinn, das Ganze 

noch einmal so auszurollen. Man hat manchmal den Eindruck, Sie gehen wie mit dem 

Nudelholz vor. Nur schlagen Sie nicht damit, sondern Sie walzen alles so lang aus, bis 

am Ende der Tisch durchscheint.

(Ulrich Singer (AfD): Die Frage ist nicht beantwortet!)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Herr Kollege Hold. – 

Nächster Redner ist Herr Kollege Horst Arnold für die SPD-Fraktion.

Horst Arnold (SPD): Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! Unbegleitete minder-

jährige Flüchtlinge sind natürlich ein Problem nicht nur der Kosten, sondern auch 

des menschlichen Umgangs. Das Hochziehen Ihres Antrags dient dazu, wiederum 

eine Diskriminierung zu etablieren dahin gehend, dass die Kosten das Entscheidende 

wären.

Herr Kollege Dierkes, Sie setzen das in Ihrer Zwischenfrage jetzt sogar so hoch an, 

dass Sie sagen, es gehe um die Wahrung der Rechtsstaatlichkeit. Ernsthaft? Wird 

die Rechtsstaatlichkeit in unserem Land gewahrt, wenn endlich Kosten aus Ihrer Sicht 

angemessen abgerechnet werden?

Das ist eine Verhöhnung im Prinzip jedes einzelnen Schicksals. Wir wissen, dass 

nahezu alle Menschen dazu geneigt sind, Rechtsräume auszuschöpfen. Das gehört 

aber zur Freiheit mit dazu. Dieser Antrag ist vollkommen ungeeignet, um sich damit zu 

profilieren; denn die Kosten, die in dem Zusammenhang angefallen sind, sind Kosten, 

um jungen Menschen das Schicksal insoweit zu erleichtern und zu verstehen, warum 
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sie da sind. Dass manche möglicherweise hergeschickt worden sind, ist das eine. 

Aber das andere ist natürlich, dass ein Individuum, ein Mensch als solcher genau 

denselben Anspruch auf Achtung und Wahrung der Würde hat wie jeder andere auch. 

Dies auf die Kostenfrage zu übertragen, obwohl tatsächlich in der politischen Praxis 

viel geschieht!

Ich beziehe mich gern auf die Vorredner, um auch die Zeit relativ kurz zu gestalten. 

Dass viel geschieht, um das einigermaßen zu regeln, ist klar. Wichtiger wäre, dass wir 

uns einmal die Ursachen ganz genau anschauen. Unbegleitete Minderjährige haben 

teilweise ein fatales Schicksal, weil sie möglicherweise Kriegswaisen sind, als Minder-

heit verfolgt wurden bzw. tatsächlich keine andere Chance hatten und haben, als 

sich aus ihrem eigenen Land herauszubewegen. Ich glaube, es macht den wenigsten 

Spaß, ihre Heimat zu verlassen.

Das ist der eigentliche Punkt. Wir lassen uns von Ihnen bei Kostenregelungen und 

bei der Prüfung der Rechtsstaatlichkeit nicht nasführen. Die Rechtsstaatlichkeit ist 

gewahrt, wenn sich die zuständigen Organe darüber verständigen. Wenn das im Bun-

desrat bzw. mit der Bundesregierung besprochen und ein angemessener Ausgleich 

gefunden wird, dann müssen keine biologischen oder medizinischen Nachweise ge-

führt werden, ob das jemand ist, der mit 17, 18 oder mit 21 Jahren zu uns gekommen 

ist. Es geht darum, dieses Problem der menschlichen Fluchtbewegung in dieser Welt 

insgesamt in den Griff zu bekommen. Deswegen lehnen wir diesen Antrag der AfD ab, 

weil er vollkommen ungeeignet ist, bei diesem Thema in irgendeiner Art und Weise 

etwas zu verändern.

(Beifall bei der SPD)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Herr Kollege Arnold. 

– Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Die Aussprache ist geschlossen. Wir 

kommen zur Abstimmung. Der federführende Ausschuss für Verfassung, Recht, Parla-

mentsfragen und Integration empfiehlt die Ablehnung des Antrags.
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Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Antrag der AfD zustimmen möchte, den 

bitte ich um das Handzeichen. – Das ist die AfD-Fraktion. Gegenstimmen! – Das sind 

alle anderen Fraktionen. Enthaltungen? – Keine. Damit ist der Antrag abgelehnt.

Wie bereits zu Beginn unserer Sitzung bekannt gegeben, entfällt der Tagesordnungs-

punkt 7.
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